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Beschluss der Bundeskonferenz der ASJ 2016 in Berlin 

Resolution 1: Der Brexit als Chance für ein neues Europa der Identifikation 
 5 

Am 23. Juni 2016 haben die Bürgerinnen und Bürger Großbritanniens in einem nationalen 
Volksentscheid  für den Austritt ihres Landes aus der Europäischen Union gestimmt. 
 
Inzwischen arbeiten nicht nur in Großbritannien (GB), sondern in allen nationalen 
Administrationen, in der Kommission der EU, aber auch in den Regierungen und 10 

Forschungseinrichtungen weltweit viele kluge Menschen an Szenarien für ein Europa nach 
dem Brexit und seine Auswirkungen auf die Anrainer- und die Partnerstaaten der EU.   
 

1. Wie konnte es dazu kommen? 

Das Ergebnis steht in einer Reihe europaweiter Kampagnen von Konservativen, 15 

Nationalisten und Rechtsradikalen gegen das Projekt der friedlichen und solidarischen 
Einigung der Menschen Europas. Offensichtlich hat die traumatische Erfahrung der beiden 
großen Weltkriege des 20. Jahrhunderts nicht ausgereicht, dieses Anliegen im kollektiven 
Bewusstsein der Völker so zu verankern, dass wenigstens die damals unmittelbar 
betroffenen Gesellschaften trotz des fortwährenden Generationenwechsels und der 20 

abnehmenden Zahl von Zeitzeugen heute davor gefeit wären, in Nationalismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus zu verfallen.  
 
Auch ein tiefes Misstrauen der Linken gegen die EU als einem Instrument übernationaler, 
globaler neo-liberaler Politik hat eine Rolle gespielt. Schon das Votum linker Parteien und 25 

von ihnen getragener Volksentscheide (Frankreich) gegen eine Europäische Verfassung vor 
dem Vertrag von Lissabon wies in diese Richtung. In GB war die starke Zurückhaltung 
großer Teile der Labour-Party und ihres Vorsitzenden Jeremy Corbyn spürbar. Diese 
Denkweise gibt es seit 1975, als die „anti marketeers“ in der Labour Party unter Harold 
Wilson ein Referendum gegen den Verbleib von GB in der EWG  anzettelten, nachdem es 30 

erst 1972 unter dem konservativen Premier Edward Heath beigetreten war. Auch in den  
Gewerkschaften gibt es Vorbehalte  gegen ein Europa, das eher dem „Großkapital“ zu 
dienen scheint als den Interessen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Der EU-
kritische Teil der Linken in GB hat es bis heute nicht verstanden, die EU als Chance zu 
begreifen, in  einem sich unter wirtschaftlichem Druck immer weiter globalisierenden 35 

Weltmarkt  dem Diktat der Regeln durch Unternehmen das Primat der Politik durch 
freiheitliche, demokratische und soziale Institutionen entgegen zu setzen. Dazu war und ist 
ihr auch die Denkweise einer sozialen Marktwirtschaft mit ihren Ausgleichsmechanismen, 
wie es sie in Mittel- und Nordeuropa gibt, beides: nicht radikal genug oder zu sozialistisch.  
 40 

Die EU muss als ein Instrument begriffen werden. Sie agiert selbst neo-liberal und unsozial, 
wenn sie in Gestalt der „Troika“ den verschuldeten Euro-Staaten die Daumenschrauben 
anzieht und ihnen eine Austeritätspolitik aufzwingt, die zu Massenelend und zu breiter 
Jugendarbeitslosigkeit führt. Aber sie tut das auch, weil GB es verlangt, ohne Teil der Euro-
Zone zu sein. Sie tut das, weil eine konservativ-neoliberale Mehrheit im europäischen Rat 45 

besteht. Sie tut es, weil ihre demokratisch gewählten Repräsentanten so handeln. Das macht 
die EU als Institution nicht schlecht, es zeigt, dass diese Institution mehrheitlich durch das 
falsche Personal vertreten wird. Niemand würde einen Staat abschaffen oder auch nur 
infrage stellen wollen, weil die falsche Partei regiert. Das behaupteten aber die Brexit-
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Befürworter: Sie wollten am liebsten die angeblich undemokratische EU abschaffen, weil sie 
das aber im Wege der demokratischen Wahl oder Abwahl nicht konnten, wollten sie aus ihr 
austreten. (Einer der bekanntesten Konstrukteure solcher Gedankengebilde ist jetzt 
britischer Außenminister.) 
 5 

Die Kampagne der Brexit-Befürworter war in einem Maße mit Ressentiments und 
Unwahrheiten behaftet, dass von einigen Beobachtern ernsthaft die Frage gestellt wurde, ob 
der Volksentscheid für eine so grundsätzliche Entscheidung das richtige Instrument sei. In 
der Tat steht diese Abstimmung in einer Reihe mit weiteren Referenden der letzten Jahre in 
anderen Staaten, die medial und finanziell manipuliert wurden und auf den ersten Blick den 10 

Schluss provozieren, die  Art der Entscheidung und der Weg zu ihr sei für derartig 
grundsätzliche Fragen nicht geeignet. Doch das hieße, ein urdemokratisches Instrument 
deshalb zu diskreditieren, weil es in unlauterer Weise missbraucht wurde. Das Referendum 
und der vorausgehende Abstimmungskampf dienen dem Zweck, Entscheidungen von 
besonderer Bedeutung allen Wählerinnen und Wählern so nahe zu bringen, dass das 15 

Ergebnis dann breit von der Bevölkerung getragen wird. Wenn sich deutliche Manipulationen 
zeigen, müssen diese mindestens benannt und unterbunden werden. Die Finanzierung von 
Medienkampagnen muss offengelegt werden, um Einflussnahmen transparent zu machen.  
 
2. Was ist der Brexit? 20 

 
Diese Frage im Wortsinn kann in diesen Tagen kaum jemand beantworten. Die britische 
Premierministerin May liefert beinahe wöchentlich neue Tautologien wie „Brexit heißt Brexit“ 
oder, in der Steigerung, „Brexit heißt Brexit, weil es genau das heißt“. Aber auch im 
übertragenen Sinne weiß niemand so genau, was es bedeutet, wenn GB die EU verlässt. 25 

Beim Referendum 1975 fasste der damalige Labour-Abgeordnete David Ennals das Problem 
sehr plastisch zusammen: „You cannot unscramble an egg!“ 
 
Was in diesem Sinne Brexit für die Briten und für Europa bedeutet, muss in den nächsten 
Monaten und Jahren ausgehandelt werden. Der erste Schritt liegt im Austrittsprozess selbst. 30 

Sobald das Vereinigte Königreich dem Europäischen Rat sein Austrittsvorhaben gemäß Art. 
50 des Vertrages über die Europäische Union anzeigt, läuft eine zweijährige Frist, in der ein 
bilateraler Austrittsvertrag zwischen der EU und dem GB entstehen wird.  
 
Der Vertrag darf nicht so attraktiv gestaltet werden, dass er zur Aufmunterung für alle 35 

weiteren Gegner Europas würde, die Union weiter zu spalten. Sonst wäre er der Anfang vom 
Ende für das Jahrhundertprojekt der Europäischen Einigung. Um ihrer eigenen Existenz und 
Zukunft willen muss die EU gegenüber dem Vereinigten Königreich ebenso unverrückbar an 
diesen Voraussetzungen festhalten, wie sie es gegenüber anderen assoziierten Staaten 
auch getan hat.  40 

 
Dabei ist Rücksicht auf die Gefahren einer politischen und ökonomischen Entfremdung 
zwischen GB und EU zu nehmen. Dies darf aber nicht dazu führen, dass die EU weiterhin 
gleiche Zugeständnisse macht, wie sie vor dem Referendum mit GB für den Fall 
ausgehandelt worden waren, dass die Bevölkerung für den Verbleib in der EU stimmen 45 

würde. Schon daraus lässt sich ein Rahmen herleiten, was der Vertrag über den Brexit u.a. 
beachten müsste:  
 
 Es sollte keinen Status für GB geben, der den Rechten der Mitgliedschaft nahe kommt, 

ohne auch die Pflichten erfüllen zu müssen. 50 

 Es sollte keine Mitsprache von GB geben, weder im Rat, noch im Parlament, noch in 
der Kommission. 

 Namentlich darf es keinen Zugang zum gemeinsamen Markt geben, ohne dass 
zugleich Arbeitnehmer-Freizügigkeit gilt. 
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 Es darf keinen Zugang zum gemeinsamen Markt geben, ohne Beitragspflicht zum EU-
Budget.  

 Es sollte keine verbindlichen Konsultationen mit GB in Bezug auf die Währungs-, 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der Euro-Zone geben, bei denen GB eine 
Mitentscheidungsbefugnis eingeräumt würde. 5 

 Wir erwarten von GB, dass es sich auch in Zukunft der EMRK und den Urteilen des 
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte unterwirft. 

Sollte also GB den Status eines EFTA-Staates wie Norwegen oder Island anstreben (den es 
bis 1973 hatte), würden dafür die Bedingungen der Freizügigkeit und der Beitragspflicht zum 
Budget der EU gelten.  10 

 
Die Entscheidung für den Brexit hat GB von Europa, das Pfund vom Euro entfernt. In einer 
globalisierten Welt ist Währungspolitik nie ohne Rücksicht und Abgleich mit 
Entscheidungsträgern möglich, die für andere Währungen verantwortlich sind. Das Pfund 
wird in seiner Bedeutung seit langem von Dollar, Yen und Yuan überrundet und ist auch so 15 

nachgeordnet zu berücksichtigen. 
 
Dass GB in Zukunft nicht mehr der Rechtsprechung des EuGH unterworfen sein wird, sobald 
es die EU verlassen haben wird, ist nachvollziehbar. Hinsichtlich der Grundrechtecharta galt 
für GB ohnehin ein „opting out“. Aber eine gute Nachbarschaft innerhalb des gemeinsamen 20 

Kontinents ist nur vorstellbar, wenn GB auch in Zukunft Mitglied des Europarates bleibt und 
sich der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte unterwirft. Nun 
wäre die Frage berechtigt, warum diese Erwägung überhaupt etwas mit dem Brexit zu tun 
hat, denn der bezieht sich ja nicht auf den Europarat. Doch hatten die Briten selbst diese 
Frage zum Gegenstand der Verhandlungen darüber gemacht, was sich ändern müsse, wenn 25 

GB in der EU verbleiben solle. Es ist vielen Hardlinern auf der Insel ein Dorn im Auge, dass 
der EGMR auch für GB immer wieder die Verletzung von Menschenrechten beanstandet. 
Sollte die Britische Regierung ernsthaft in Erwägung ziehen, den Brexit zu nutzen, um sich 
auch von der Wertegemeinschaft und der Europäischen Menschenrechtskonvention zu 
verabschieden und damit hinter den Menschenrechtsstatus von Weißrußland zurück zu 30 

fallen, käme das einer Flutung des Eurotunnels gleich.      
 

3. Eine neue  Identität für Europa – ein Gemeinwesen, mit dem sich alle 

Europäerinnen und Europäer identifizieren können 

Die Erschütterung des Brexit ist groß. Man wird nach Abschluss des Austrittsprozesses nicht 35 

zur Tagesordnung übergehen können. Schon vor Aufnahme der Austrittsverhandlungen 
muss klar sein, welche Richtung die EU in Zukunft einschlägt. Nur so kann man die Weichen 
richtig stellen.  
 
Der Brexit ist zunächst ein Rückschlag für die Einigung des Kontinents. Der Staatenbund EU 40 

verliert nicht nur ein großes, politisch mächtiges, ökonomisch starkes und kulturell 
bedeutendes Mitglied. Auch der Leitgedanke der europäischen Einigung, einen immer 
engeren Zusammenschluss der europäischen Völker zu schaffen, wird erstmals real in sein 
Gegenteil verkehrt. Zum ersten Mal tritt ein Staat aus der EU aus und beweist damit, dass 
die europäische Integration umkehrbar und die Union der Staaten und Völker Europas 45 

auflösbar ist. 
 
Viele Konservative und Nationalisten wollen sich zurück auf den Weg zum Nationalstaat des 
19. und 20. Jahrhunderts machen. Sie wollen die Staatengemeinschaft zur Freihandelszone 
zurückentwickeln. Dabei verkennen sie die Notwendigkeit der politischen Einigung und der 50 

politischen Handlungsfähigkeit  Europas. Politisches Gewicht, das geeignet ist, in einer Welt 
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des globalen Wettbewerbs den Sozialstaat zu erhalten oder sogar erst zu schaffen, erlangt 
Europa nur durch politische Einigung.  
 
Einen Weg zurück gibt es nicht, denn die Zeit ist weiter gegangen, die Welt hat sich 
entwickelt. Eine Weichenstellung zu weniger Europa und mehr Nationalstaat in der Zukunft, 5 

die über den Erhalt der regionalen kulturellen Identität und die innereuropäische Subsidiarität 
hinaus ginge, würde die politischen Kräfte aufteilen und teilweise gegeneinander richten. 
Nach außen wäre die EU weiter geschwächt, weil sie die Wertegemeinschaft und die 
Wirtschaftskraft von 450 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern nicht bündeln könnte.  
 10 

Kulturelle Identität und Subsidiarität sind bereits konstitutive Elemente der Europäischen 
Verträge. Europa garantiert damit etwas institutionell, was der Nationalstaat immer nur in 
harter und gewaltsamer Abgrenzung zu anderen Nationen verteidigen konnte: Die Wahrung 
nationaler und regionaler Identität. Das Europa dieses Jahrhunderts muss neben seinen 
Eigenschaften als Raum der friedlichen wirtschaftlichen Entwicklung eine eigene, eine 15 

Europäische Identität gewinnen. Europa und alle Europäerinnen und Europäer müssen ihren 
Platz in der globalisierten Welt des 21. Jahrhunderts einnehmen und gestalten.   
 
Der Brexit führt zum Verlust eines Partners, der bisher nicht ohne Erfolg die Integration 
Europas gebremst hat.  Britische Regierungen hatten stets eine dezidiert marktliberale 20 

Vorstellung von der europäischen Einigung und ein instrumentelles Verhältnis zum 
europäischen Staatenbund.  
 
Die europäische Integration ist in der Vergangenheit gerade in Momenten der Krise ihrer 
Institutionen vorangeschritten. Die Vertiefungsbereitschaft ist bei vielen Staaten zurück; 25 

andere verlieren mit GB einen starken Verbündeten und werden sich neu orientieren 
müssen.  

 
Wo soll es hingehen? 
 30 

a) Institutionelle Reformen 

Die Verbindung der Bürgerinnen und Bürger zur EU, ihre Vertretung im Parlament und die 
Kontrollfunktionen des Parlaments gegenüber der Kommission sollten enger und direkter 
gestaltet werden, damit die Menschen in Europa erkennen können, dass diese Institutionen 
für sie handeln und dass es Veränderungen geben kann, je nachdem, wen sie wählen. 35 

 
 So sollte das Parlament endlich ein eigenes Initiativrecht bekommen, damit die 

Volksvertreterinnen und Vertreter selbst europäische Gesetze, Richtlinien und 
Verordnungen einbringen und zur Diskussion stellen können.  

 Außerdem sollte es für die Europawahl Spitzenkandidat*Innen geben, wie das bei 40 

der Wahl 2014 bereits der Fall war:  Wählerinnen und Wähler sollten sich ein Bild von 
Zielen und Persönlichkeit machen können, um zur europäischen Politik eine Beziehung 
aufbauen zu können. Solche Identifikationspersonen sollten damit auch im Erfolgsfall 
die gesetzten Kommissionpräsidenten sein. Es ist zu überlegen, ob dieses Verfahren in 
den Verträgen niedergelegt wird, damit es nicht von der Strategie und Organisation 45 

besonderer Persönlichkeiten abhängt.   

 Das Parlament sollte unmittelbare Kontrollfunktionen gegenüber der Kommission 
erhalten, kombiniert mit stärkeren Berichtspflichten, die die Tätigkeit der Kommission 
transparenter machen.   
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 TTIP und CETA haben bewiesen, dass es wenig sinnvoll ist, internationale 

Abkommen, insbesondere umfassende Handelsabkommen in einem einheitlichen 
Vertragswerk auszuhandeln und sie dann nur als Block mit „ja“ oder „nein“ abstimmen 
zu lassen. Zukünftig müssten die Mandate für solche Abkommen bereits durch das 
Parlament erteilt und in Teilbereiche aufgegliedert werden, die eine demokratische 5 

Auseinandersetzung dazu auch im Detail ermöglichen. Die Abkommen sollten in 
solchen Teilbereichen verhandelt und zum frühesten vertretbaren Zeitpunkt auch der 
Öffentlichkeit zur Diskussion gestellt werden. Insgesamt sollte das Verfahren so neu 
gestaltet werden, dass die demokratische Teilhabe der Öffentlichkeit und der 
Parlamente aller Mitgliedstaaten gesichert wird.  10 

 
b)  Eine Sozialunion  
 

Wenn die alte Idee von der Europäischen Friedensunion, hergestellt durch den Abbau 
wirtschaftlichen Ungleichgewichts, durch Austausch unter den Bürgerinnen und Bürgern und 15 

durch Verflechtung der Mitgliedsstaaten, nicht mehr zu tragen scheint, weil sie zu 
selbstverständlich geworden ist, braucht die Europäische Union eine neue, eine soziale 
Vision. 
 
Sozialer Ausgleich und die Angleichung der Lebensverhältnisse werden nicht ausreichen. 20 

Wir sollten  die Idee, dass niemand zurückbleibt und keiner hungern und frieren muss, auf 
Europa übertragen. Dazu sind wir schon jetzt verpflichtet, wenn wir die Maßstäbe der 
Menschenwürde unseres deutschen Verfassungsrechts an die Europäische 
Grundrechtecharta anlegen. Wenn wir die breite Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger und in 
ihr auch die sozial benachteiligten für Europa begeistern wollen, muss Teil dieser Vision die 25 

Europäische Sozialunion in einer Europäischen Sozialen Marktwirtschaft sein. In dieser 
Sozialunion stellt sich die EU der Aufgabe, für bestimmte soziale Mindeststandards in 
Europa zu sorgen. Diese Standards können  innerhalb eines bestimmten Korridors anhand 
von festzulegenden Kriterien durchaus regional voneinander abweichen.  
 30 

Das bedeutet für den Staat bzw. die Mitgliedsstaaten überall, wo nicht vorhanden, die 
Einführung  einer sozialen Grundsicherung, und es bedeutet für Mitgliedsstaaten und 
Unternehmen überall, wo nicht vorhanden, die Einführung von tariflichem oder gesetzlichem 
Mindestlohn. Das wird Geld kosten, für das die EU einstehen müsste, wo die Staaten selbst 
nicht dazu in der Lage sind. Aber es ist für alle Bürgerinnen und Bürger die Erzählung von 35 

dem Europa, das seinen eigenen verfassungsrechtlichen Ansprüchen an die 
Menschenwürde endlich gerecht wird und niemanden zurücklässt. 
 
Die Lasten einer solchen Sozialen Union refinanzieren sich in einer sozialen Marktwirtschaft, 
die in einem Wirtschaftraum von 450 Millionen Menschen eine stabile Konjunktur bewirkt und  40 

tief greifende soziale Konflikte vermeidet, weil alle an den wirtschaftlichen Erträgen beteiligt 
werden und weil innerbetriebliche Mitbestimmung für den Interessenausgleich zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern sorgt.  
 
Das Modell muss durch eine koordinierte europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik ergänzt 45 

werden; soziale Marktwirtschaft kann nur mit Instrumenten und Korrektiven funktionieren, die 
einen sozial verträglichen Wettbewerb sicherstellen. Damit wird zugleich den 
Notwendigkeiten, die der Euro geschaffen hat, Rechnung getragen.  
 
Die derzeitige europäische finanz- und wirtschaftspolitische Koordinierung ist zu sehr auf 50 

Sparen und Austerität ausgerichtet und sozial unausgewogen. Sie trägt zu Sozialabbau und 
sozialer Spaltung in Europa bei.  Die Vorschläge der fünf Präsidenten zur Vollendung der 
Wirtschafts- und Währungsunion vom 22. Juni 2015 sind im Wesentlichen eine 
Weiterentwicklung der derzeitigen finanz- und wirtschaftspolitischen Steuerung durch das 
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Europäische Semester und würden so zu einer weiteren Stärkung der Spar- und 
Austeritätspolitik mit den unsozialen Folgen führen.  
Der derzeitige Irrweg der europäischen Spar- und Austeritätspolitik muss beendet werden. 
Erforderlich ist eine Politik, die gleichzeitig auf Wachstum, soziale Sicherung und soziale 
Integration ausgerichtet ist. Europa kann nur auf einer solchen Grundlage stabil und 5 

dauerhaft weiter entwickelt und weiter integriert werden. Ein soziales Europa ist möglich und 
erforderlich. 
 

c) Eine Steuerunion  

 10 

Europa muss Steuervermeidung verhindern und Steuerwettbewerb unterbinden. 
Multinationale Unternehmen sollten verpflichtet sein, offenzulegen, wo sie welche Gewinne 
erzielen und wie hoch ihre jeweilige Steuerlast ist („Country-by-country Reporting“). Die 
gemeinsame, unionsweite Bemessungsgrundlage für die Körperschaftssteuer muss nach 
Jahren der Diskussion endlich kommen und mit einem Mindeststeuersatz verbunden sein. 15 

Das organisierte Steuerdumping einzelner Mitgliedsstaaten der EU muss endlich ein Ende 
haben. Zwischen den Steuerbehörden muss der Austausch verbessert und automatisiert 
werden. Steuernachlässe für einzelne Unternehmen als Instrument des Standortwettbewerbs 
müssen als unzulässig konsequent unterbunden werden.  
 20 

d) Ein Europa der gemeinsamen Verantwortung  

Die Menschen erwarten von der EU zu Recht, dass sie in der Lage ist, 
grenzüberschreitenden Problemen wirksam zu begegnen. Dies ist ihr gerade bei 
internationalen Konflikten zuletzt kaum noch gelungen. Der Bürgerkrieg in der Ukraine, der 
sich zum internationalen Militärkonflikt ausgeweitet hat, der Krieg in Syrien, der internationale 25 

Terrorismus, das Abkippen der Türkei in Chaos und Despotie oder der Umgang mit dem 
Zuzug Millionen Geflüchteter aus den umkämpften Regionen des Nahen und Mittleren 
Ostens: Statt einer gemeinsamen Antwort erklang Vielstimmigkeit oder Schweigen. Der EU-
interne Verteilmechanismus für schutzbedürftige Flüchtlinge ist so gründlich gescheitert, 
dass er wie eine Karikatur auf die Schwäche der EU im Umgang mit ihrer internationalen 30 

Verantwortung wirkt. Auch das Europa der gemeinsamen Verantwortung braucht einen 
Neustart. Die EU muss dafür beispielsweise ihr Einwanderungsrecht auf eine gemeinsame 
Basis stellen und die EU und ihre Mitgliedstaaten müssen ihre Außenpolitik verbindlicher 
abstimmen.  
 35 

Die Europäische Union ist es wert, dass wir uns diesen Aufgaben stellen! 
 
 
Weiterleitung an …  
 40 

 SPD-Bundestagsfraktion  
 SPD-Landtagsfraktionen  
 SPD-Parteivorstand 
 S&D Fraktion 
 A-Länder Justizministerien 
 A-Länder Innenministerien 
 Sonstiges 

 
  


